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Internationales Familienrechtsverfahrensgesetz
Die Bundesregierung hat mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 02.01.2009 Ausführungsvorschriften zum Haager Kinderschutzübereinkommen vorgelegt.

Das Haager Kinderschutzübereinkommen vom 19.10.1996 hat das Ziel, den grenzüberschreitenden Schutz von Kindern zu verbessern. Deutschland hat das Übereinkommen zusammen mit anderen Vertragsstaaten der Europäischen Gemeinschaften am 01.04.2003 unterzeichnet. 

Das Haager Kinderschutzübereinkommen soll bei einer Trennung der Eltern den möglichen Streit um das Sorgerecht zugunsten der Kinder entschärfen. Dazu werden als Anlaufstelle in jedem Vertragsstaat zentrale Behörden eingerichtet. In Deutschland ist das Bundesamt für Justiz in Bonn zuständig.
EU: Streit um Scheidungsrecht 
In der EU wächst der Zuspruch für einen Alleingang einer Gruppe von Mitgliedsländern im internationalen Scheidungsrecht. Das kam bei einem Treffen der europäischen Justizminister am 16.1.2009 in Prag zur Sprache. Eine Gruppe von Ländern könnte einen Antrag zur verstärkten Zusammenarbeit stellen. Es wäre das erste Mal in der Geschichte der EU, dass dieses Instrument genutzt wird. Der Antrag könnte zwar Scheidungen von vielen binationalen Paaren in Europa erleichtern, würde zugleich aber eine Spaltung der Europäischen Union in dieser Frage bedeuten. Vor allem deswegen äußerte sich Bundesjustizministerin Brigitte Zypries skeptisch über den Antrag. Sie strebt eine gemeinsame Lösung an. Die schwedische Justizministerin lehnt gemeinsame EU-Regeln zur Scheidung internationaler Paare ab, weil sie eine Verschlechterung des Rechts auf Scheidung in Schweden befürchtet. EU-Justizkommissar Jacques Barrot muss nun entscheiden, ob er einen Vorschlag für eine verstärkte Zusammenarbeit vorlegt.
Kinderbetreuung in Deutschland
Die Eltern von rund 580 000 Kindern im Alter zwischen drei und fünf Jahren haben nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 9. 1. 2009 im März 2008 Angebote der ganztägigen Erziehung, Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten oder in Kindertagespflege in Anspruch genommen. Damit wird in Deutschland fast jedes dritte (30Prozent) der insgesamt fast zwei Millionen Kinder dieser Altersgruppe in Tagesbetreuung ganztags betreut. Die Unterschiede zwischen den alten und neuen Bundesländern sind enorm, zum Beispiel hat Thüringen eine Ganztagsquote von 88 Prozent, Baden-Württemberg dagegen nur 10 Prozent.
BVerfG: Übertragung der Vormundschaft an die Großeltern
In dem Verfassungsbeschwerdeverfahren begehrten die Großeltern die Übertragung der Vormundschaft für ihr Enkelkind, hilfsweise die Übertragung der Pflegschaft, nachdem den Eltern die elterliche Sorge vorläufig entzogen worden war. Das Bundesverfassungsgericht stellte die Verletzung des Rechts der Beschwerdeführer auf Beachtung ihrer nahen Verwandtenstellung bei der Auswahl des Vormunds für ihr Enkelkind fest und damit eine Verletzung von Art. 2 Abs. 1 GG. Nach Auffassung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte umfasst das Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK zumindest - auch - nahe Verwandte, zum Beispiel Großeltern und Enkel. Hieraus folgt, dass die Gerichte bei der Auswahl eines Vormunds bestehende Familienbande zwischen Großeltern und Enkeln zu beachten haben. Das Bundesverfassungsgericht hob den Beschluss des Oberlandesgerichts auf und verwies die Sache zur erneuten Entscheidung zurück.
Az 1 BvR 2604/06, Urteil vom 18.12.2008
BAG: Eingetragene Lebenspartner und betriebliche Hinterbliebenenrente 
Aus Gründen der Gleichbehandlung können Überlebende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente haben, wenn im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung eine dahingehende Zusage für Ehegatten besteht. Seit der Gesetzgeber mit dem „Gesetz zur Überarbeitung des Lebenspartnerschaftsrechts“ ab dem 1. 1. 2005 für eingetragene Lebenspartner den Versorgungsausgleich eingeführt und in der gesetzlichen Rentenversicherung die eingetragene Lebenspartnerschaft der Ehe gleichgestellt hat, ist nach Ansicht des BAG rechtlich eine vergleichbare Situation auch hinsichtlich der im Arbeitsverhältnis zugesagten Hinterbliebenenversorgung geschaffen.
3 AZR 20/07, Urteil vom 14. 1. 2009, BAG-Pressemitteilung.
BGH: Nachehelicher Unterhalt und eheliche Lebensverhältnisse
Spätere Änderungen des verfügbaren Einkommens sind bei der Bemessung des nachehelichen Unterhalts nach den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB) grundsätzlich zu berücksichtigen. (Weitere Bestätigung der Rspr. des BGH zu den wandelbaren ehelichen Lebensverhältnissen).
Schuldet der Unterhaltspflichtige neben dem unterhaltsberechtigten geschiedenen Ehegatten auch nachehelich geborenen Kindern oder einem neuen Ehegatten Unterhalt, sind die neu hinzugekommenen Unterhaltspflichten regelmäßig auch bei der Bemessung der ehelichen Lebensverhältnisse (§ 1578 Abs. 1 BGB) der geschiedenen Ehe zu berücksichtigen. Soweit ein nachehelicher Karrieresprung lediglich einen neu hinzugetretenen  Unterhaltsbedarf auffängt und nicht zu einer Erhöhung des Unterhalts nach den während der Ehe absehbaren Verhältnissen führt, ist das daraus resultierende Einkommen in die Unterhaltsbemessung einzubeziehen.
Az XII ZR 9/07 vom 17.12.2008, BGH unter Entscheidungen
BGH: Ehegattenselbstbehalt beim Trennungsunterhalt
Es geht um den Ehegattenselbstbehalt im Rahmen des Trennungsunterhalts bei Betreuung eines minderjährigen Kindes. Außerdem um die Anforderungen an die Darlegungs- und Beweislast bei berufsbedingten Fahrten zur Arbeitsstätte. In dem Urteil stellt der BGH u. a. fest, dass der eigene angemessene Unterhalt des Unterhaltspflichtigen gegenüber minderjährigen Kindern einerseits und gegenüber Ehegatten andererseits nicht gleichgesetzt werden kann. Auch wenn die Ansprüche minderjähriger Kinder und - geschiedener - Ehegatten nach § 1609 Abs. 2 Satz 1 BGB a.F. bis zum 31. Dezember 2007 noch den gleichen Rang einnahmen, bestand schon nach bisheriger Rechtslage ein wesentlicher Unterschied in der gesteigerten Unterhaltspflicht nach § 1603 Abs. 2 BGB. 
Az XII ZR 63/07, Urteil vom 17. 12. 2008, BGH unter Entscheidungen
BGH: Unterhaltspflichtige und fiktive Einkünfte
Fiktive Einkünfte können nur dann zugerechnet werden, wenn der Unterhaltspflichtige sich nicht oder nicht ausreichend in ihm zumutbarer Weise angestrengt hat, eine angemessene Erwerbstätigkeit zu finden. Weitere Voraussetzung ist, dass bei genügenden Bemühungen eine reale Beschäftigungschance bestanden hätte. 
Trotz der nach § 1603 Abs. 2 Satz 1 BGB gesteigerten Unterhaltspflicht gegenüber minderjährigen Kindern können dem Unterhaltspflichtigen fiktive Einkünfte aus einer Nebentätigkeit nur insoweit zugerechnet werden, als ihm eine solche Tätigkeit im Einzelfall zumutbar ist.

Az XII ZR 182/06, Urteil vom 3.12.2008, beim BGH unter Entscheidungen
BGH: Nicht sorgeberechtigter Vater und Beschwerderecht
Einem Vater, der nie zuvor sorgeberechtigt war, steht gegen eine Entscheidung des Familiengerichts, die einen Entzug des Sorgerechts der Mutter ablehnt, keine Beschwerdeberechtigung zu. 
Auch die Rechtsbeschwerde gegen einen Beschluss des Oberlandesgerichts, der die Beschwerde verwirft, ist nur unter den Zulassungsvoraussetzungen gemäß §§ 621 e Abs. 2, 543 Abs. 2 ZPO zulässig.

Az XII ZB 103/08, Beschluss vom 26.11.2008, beim BGH unter Entscheidungen
BGH: Krankheitsunterhalt und Aufstockungsunterhalt 

Es geht um die Abgrenzung von Krankheitsunterhalt nach § 1572 BGB vom Aufstockungsunterhalt nach § 1573 Abs. 2 BGB (der Senat behält seine Rechtsprechung bei); außerdem um die Befristung des Krankheitsunterhalts gemäß § 1578 b Abs. 2 BGB. Dazu sagt der BGH u. a.: Da es sich bei der Krankheit und der durch sie bedingten Erwerbsunfähigkeit in der Regel um eine schicksalhafte Entwicklung handelt, ist eine dauerhafte Unterhaltsverantwortung des geschiedenen Ehegatten für das allein in zeitlichem Zusammenhang mit der Ehe stehende Krankheitsrisiko nicht ohne weiteres zu rechtfertigen.
Az XII ZR 131/07, Urteil vom 26.11.2008, beim BGH unter Entscheidungen, vgl. auch Hahne in FF 2009, S. 5. 

BGH: ALG II beim Unterhaltsberechtigten und Krankengeld beim Pflichtigen
Wenn ein Unterhaltsberechtigter Arbeitslosengeld II bezieht, ist dies nicht bedarfsdeckend und lässt den Unterhaltsanspruch als subsidiäre Sozialleistung nicht entfallen. Bezieht der Unterhaltspflichtige Krankengeld, sind davon bereits im Rahmen der Bedarfsbemessung grundsätzlich weder pauschale berufsbedingte Kosten noch ein Erwerbstätigenbonus abzusetzen.
Im Rahmen der Leistungsfähigkeit entspricht der dem Unterhaltspflichtigen zu belassende Selbstbehalt in solchen Fällen dem Selbstbehalt eines Nichterwerbstätigen. Gegenüber dem Anspruch auf Ehegattenunterhalt muss ihm aber grundsätzlich ein Selbstbehalt verbleiben, der den notwendigen Selbstbehalt gegenüber einem Unterhaltsanspruch minderjähriger Kinder (§ 1603 Abs. 2 BGB) übersteigt und zwischen diesem und dem angemessenen Selbstbehalt (§ 1603 Abs. 1 BGB) liegt. Das gilt auch gegenüber einem Anspruch auf Betreuungsunterhalt.

Az XII ZR 129/06, Urteil vom 19.11.2008, beim BGH unter Entscheidungen 
KG: Unterhalt für die Betreuung eines Achtjährigen 

Nach der Scheidung ist der betreuende Elternteil des gemeinsamen achtjährigen Kindes auch nach neuem Unterhaltsrecht nicht verpflichtet, das Kind - abweichend von der während der Ehe praktizierten Kindesbetreuung - ganztägig in eine Fremdbetreuung zu geben, um selbst einer vollschichtigen Erwerbstätigkeit nachgehen zu können und seinen Unterhaltsbedarf selbst zu decken. Das Gericht begründete seine Entscheidung u.a. mit der angeblich schlechten Versorgung an den Grundschulen, was in Berlin für erheblichen Wirbel gesorgt hat. 
Az 16 UF 149/08, Urteil vom 8.1.2009, Bericht im „Tagesspiegel“
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im Februar-Heft erscheint ein Editorial von RA Jörg Kleinwegener: „Zu spät, zu spät…“ über die Problematik der Präklusion; ein Interview mit Prof. Dr. Gerd Brudermüller, Vors. RiOLG, Vorsitzender des Familiengerichtstages, u. a. über Familienrechtsreformvorhaben. Außerdem Aufsätze von RiAG Mallory Völker und RAin Monika Clausius: „’Ertrotzte Kontinuität’ im Blickwinkel des geltenden und künftigen Familienverfahrensrechts“ und von RA Michael Eitel: „Die Rechtsschutzversicherung im Familienrecht“. 
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 

Termine

Kloster Weltenburg in Kelheim vom 15. bis 16. Mai 2009, Familienrecht im Wandel – neue Gesetze, neue Entscheidungen, neue Taktiken. Dieses Thema wird in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt. 
Programm und Anmeldung
14. Studienreise nach Griechenland 

vom 27. Mai bis 3. Juni 2009 in Isthmia, Peloponnes, Griechenland, Kalamaki Beach Hotel. Thema: „Ehe und Familie im Wandel der Zeit“. Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG spricht über Ehe und Familie – aus Sicht unserer Verfassung und Eckart Hohmann, Präsident des Statistischen Landesamtes Wiesbaden, Stellv. Vorsitzender des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) über Ehe und Familie in Zahlen – eine soziologische Betrachtung.
Programm und Anmeldung.
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 

e-mail: info@cp-bonn.de
Arbeitsgemeinschaft Erbrecht im DAV: 4. Erbrechtstag vom 20. bis 21. März 2009: Hotel Palace, Budapester Straße 45, 10787 Berlin. Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht können am Erbrechtstag zu den günstigen, für Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Erbrecht geltenden Konditionen, teilnehmen. (Programm und Anmeldung).
Arbeitsgemeinschaft Allgemeinanwalt im DAV: 1. Jahrestagung - Multidisziplinäre Zusammenarbeit in Kooperation mit dem Berliner Anwaltsverein
am 24. und 25. April 2009 in Berlin, DAV-Haus, Littenstraße 11, 10179 Berlin. Wege zur anwaltlichen Systemführerschaft auf dem Markt freiberuflicher Dienstleistungen. Themen u. a.: Vergütungsvereinbarungen und multidisziplinäre Zusammenarbeit – RDG und Zukunft der anwaltlichen Berufsordnung – Rechtsschutzversicherung – Anwalt in den Medien. Programm und Anmeldung
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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